
﻿

Yascha Mounk

Der Zerfall  
der Demokratie
Wie der Populismus den Rechtsstaat bedroht

Aus dem Amerikanischen von  
Bernhard Jendricke



﻿

Die amerikanische Originalausgabe erschien 2018 unter dem Titel
»The People vs. Democracy: Why Our Freedom Is in Danger and
How to Save It« bei Harvard University Press.
Yascha Mounk hat die deutsche Ausgabe überarbeitet und erweitert.

Besuchen Sie uns im Internet:
www.droemer.de

© 2018 by Yascha Mounk
© 2018 der deutschsprachigen Ausgabe Droemer Verlag
Ein Imprint der Verlagsgruppe
Droemer Knaur GmbH & Co. KG, München
Alle Rechte vorbehalten. Das Werk darf – auch teilweise – nur mit
Genehmigung des Verlags wiedergegeben werden.
Übersetzung: Bernhard Jendricke in Zusammenarbeit mit
Thomas Wollermann; beide gehören dem Kollektiv Druck-Reif an.
Redaktion: Jonas Wegerer, Freiburg
Grafiken: le-tex publishing services nach Yascha Mounk
Covergestaltung: Kathrin Keienburg-Rees, grafik design
Satz: Adobe InDesign im Verlag
Druck und Bindung: CPI books GmbH, Leck
ISBN 978-3-426-27735-5

5  4  3  2  1

www.fsc.org

MIX
Papier aus ver-

antwortungsvollen
Quellen

FSC® C083411

®



﻿

Inhalt

Einleitung
»Losing our Illusions«  7

Teil I
Die Krise der liberalen Demokratie  33
Kapitel 1: Demokratie ohne Recht  41
Kapitel 2: Recht ohne Demokratie  68
Kapitel 3: Die Entkonsolidierung der Demokratie  118

Teil II
Die Gründe für die Krise  155
Kapitel 4: Soziale Medien  161
Kapitel 5: Wirtschaftliche Ängste  177
Kapitel 6: Identität  188

Teil III
Gegenmittel  211
Kapitel 7: Den Nationalismus zähmen  225
Kapitel 8: Die Wirtschaft sanieren  250
Kapitel 9: Den Glauben an die Demokratie erneuern  271

Schlussbemerkung
Für unsere Überzeugungen kämpfen  291

Dank  309
Anmerkungen  311



﻿



Einleitung

»Losing our Illusions«

Manchmal kriecht die Geschichte jahrzehntelang vor sich hin. 
Wahlen werden gewonnen und verloren, Gesetze verabschiedet 
und kassiert, neue Stars geboren und alte Legenden zu Grabe ge-
tragen. Und während alles seinen gewohnten Lauf nimmt, ver-
ändern sich die Leitgestirne von Kultur, Gesellschaft und Politik 
kaum.

Dann, ganz plötzlich, verändert sich innerhalb weniger Jahre 
alles auf einmal. Politische Neulinge stürmen die Bühne. Wähler 
erheben radikale Forderungen, die bis vor Kurzem noch un-
denkbar waren. Soziale Spannungen, die lange unter der Ober-
fläche vor sich hin brodelten, verschaffen sich in gewaltigen Ex-
plosionen Luft. Ein Regierungssystem, das lange unerschütter-
lich schien, gerät ins Wanken.

In einem solchen Moment befinden wir uns gerade.

Bis vor Kurzem herrschte die liberale Demokratie unangefoch-
ten. Trotz all ihrer Mängel standen die meisten Bürger mit Über-
zeugung zu ihrer Regierungsform. Die Wirtschaft wuchs. Radi-
kale Parteien waren unbedeutend. Die Politikwissenschaft be-
trachtete die Demokratie in Ländern wie Deutschland, 
Frankreich oder den USA als unumstößlich. Die politische Zu-
kunft, so war man sich sicher, würde der Vergangenheit im Gro-
ßen und Ganzen verblüffend ähnlich sehen.

Doch dann war die Zukunft da – und stellte sich als vollkom-
men anders heraus, als man weithin gedacht hatte.
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Die meisten Bürger haben schon lange eine schlechte Mei-
nung von der Politik; mittlerweile sind sie ungeduldig, wütend, 
gar gehässig. Die Parteiensysteme wirkten schon seit Langem 
wie eingefroren; inzwischen haben autoritäre Populisten überall 
auf der Welt Zulauf, von Europa bis Amerika, von Asien bis Aus-
tralien. Die Wähler waren schon früher mit dieser Partei oder 
jener Regierung unzufrieden; nun aber sind viele von ihnen un-
ser politisches System, die liberale Demokratie, leid.

Die Wahl von Donald Trump ist der schockierendste Aus-
druck dieser Krise. Sein Aufstieg ist von größter Bedeutung. 
Zum ersten Mal in ihrer Geschichte hat die älteste und mäch-
tigste Demokratie der Welt einen Präsidenten gewählt, der un-
verhohlen Grundnormen des Rechtsstaats missachtet – jeman-
den, der seine Unterstützer bis zuletzt »im Ungewissen« darüber 
ließ, ob er das Ergebnis der Wahl anerkennen würde; jemanden, 
der dazu aufrief, seine wichtigste politische Rivalin ins Gefäng-
nis zu werfen; und jemanden, der autoritäre Herrscher wie Wla-
dimir Putin oder Rodrigo Duterte augenscheinlich demokrati-
schen Verbündeten wie Angela Merkel vorzieht. Selbst wenn die 
Gerichte und der Kongress es letztlich schaffen sollten, Trump 
in seine Schranken zu weisen – die Bereitschaft des amerikani-
schen Volkes, einen Möchtegern-Autokraten ins Weiße Haus zu 
wählen, lässt für die kommenden Jahrzehnte nichts Gutes erah-
nen.

Leider ist Trump keineswegs die Ausnahme. In Russland und 
der Türkei ist es gewählten Machtprotzen gelungen, junge De-
mokratien in Diktaturen mit dünnem demokratischem Anstrich 
zu verwandeln. In Polen und Ungarn unterminieren populisti-
sche Regierungschefs nach demselben Muster die freien Medien, 
zerstören unabhängige Institutionen und unterdrücken zuneh-
mend die Opposition.

Weitere Länder könnten bald folgen. In Österreich hätte ein 
rechtspopulistischer Kandidat um ein Haar die Wahl zum Staats
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präsidenten gewonnen. In Frankreich bietet eine schwankende 
politische Landschaft sowohl Rechts- als auch Linksextremen 
reichlich Chancen. In Spanien und Griechenland zerfällt das eta-
blierte Parteiensystem mit atemberaubender Geschwindigkeit. 
Selbst in den als stabil und tolerant bekannten Demokratien von 
Schweden, Dänemark und den Niederlanden feiern extremisti-
sche Parteien beispiellose Erfolge. Und in Deutschland ist die 
stramm rechte AfD trotz ihres überaus zweifelhaften Demokra-
tieverständnisses seit dem 24. September 2017 zur drittstärksten 
Partei herangewachsen; in vielen Teilen der Republik – im Osten 
und im Süden, in ländlichen Gebieten, aber auch in den Vorstäd-
ten von Berlin und Duisburg – ist die Alternative für Deutsch-
land mittlerweile eine Art Volkspartei.

In Anbetracht dieser Tatsachen kann kein Zweifel mehr daran 
bestehen, dass wir einen Moment des Populismus durchlaufen. 
Die einzige Frage, die es nun zu beantworten gilt, ist, ob sich 
dieser Moment zu einem populistischen Zeitalter ausweitet  – 
und letztlich sogar das Überleben der Demokratie in Gefahr 
bringt.

          

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion begab sich die libe-
rale Demokratie auf einen weltweiten Siegeszug. Sie schien in 
Nordamerika und Westeuropa unwandelbar, fasste in ehemals 
autokratischen Staaten von Osteuropa bis Südamerika Fuß und 
feierte selbst in Asien und Afrika beachtliche Erfolge.

Die liberale Demokratie konnte auch deshalb einen solchen 
Siegeszug antreten, weil es keine schlüssigen Alternativen zu ihr 
gab. Der Kommunismus hatte versagt. Die islamische Theokratie 
fand außerhalb des Nahen Ostens kaum Unterstützer. China hat-
te zwar beeindruckende Fortschritte gemacht, verfolgte aber 
eine Turboform des Staatskapitalismus, während es sich offiziell 
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noch immer auf den Kommunismus bezog – und konnte daher 
für Länder, die seine ungewöhnliche Geschichte nicht teilen, 
schwerlich zum Vorbild dienen. Die Zukunft, so schien es, ge-
hörte der liberalen Demokratie.

Die Vorstellung, dass der Triumph der Demokratie auf immer 
und ewig gesichert sei, wird oft mit dem Werk von Francis Fu-
kuyama verknüpft. In einem Essay, der Ende der 1980er-Jahre 
Furore machte, vertrat Fukuyama die These, man habe mit dem 
Ende des Kalten Kriegs »den Endpunkt der ideologischen Evolu-
tion der Menschheit und den Beginn weltweiter Gültigkeit der 
westlichen liberalen Demokratie« erreicht. Der Sieg der Demo-
kratie, verkündete Fukuyama in einem Schlagwort, das den un-
bekümmerten Optimismus von 1989 wie kein zweites auf den 
Punkt brachte, würde das »Ende der Geschichte« bedeuten.1

Zahlreiche Kritiker hielten Fukuyama für naiv. Einige von ih-
nen fürchteten (oder hofften), dass sich die liberale Demokratie 
nicht über die ganze Welt ausbreiten würde, da viele Länder sich 
gegen diesen Westimport zur Wehr setzen würden. Andere be-
standen darauf, dass es zu früh sei, um vorherzusehen, welche 
Verbesserungen die menschliche Fantasie im Verlauf der nächs-
ten Jahrhunderte erträumen würde: Vielleicht, so spekulierten 
sie, sei die liberale Demokratie nur ein Vorspiel zu einer weitaus 
gerechteren und aufgeklärteren Regierungsform.2

Doch trotz aller Kritik erwies sich Fukuyamas Kernthese als 
extrem einflussreich. Denn selbst Skeptiker, die den weltweiten 
Siegeszug der liberalen Demokratie nicht als selbstverständlich 
ansahen, waren im Stillen davon überzeugt, dass sie in ihren eu-
ropäischen und amerikanischen Hochburgen stabil bleiben wür-
de. Ja, selbst Politikwissenschaftler, die niemals großspurige Pro-
gnosen über das Ende der Geschichte aussprechen würden, teil-
ten letztlich Fukuyamas Ansicht. Als sie die Ursprünge der 
liberalen Demokratie untersuchten, machten sie eine verblüffen-
de Beobachtung: In armen Ländern scheiterten Demokratien 
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oft. Autokraten, die ihren Untertanen einen guten Lebensstan-
dard verschafften, wurden häufig aus dem Amt gejagt. Aber ist 
ein Land sowohl demokratisch als auch wohlhabend, erfreut sich 
sein Regierungssystem verblüffender Stabilität.

1975, als das dortige Bruttoinlandsprodukt (nach heutigem 
Wert) 14 000 Dollar pro Kopf betrug, beendete ein Militärputsch 
die argentinische Demokratie. Oberhalb dieser Schwelle war, 
bis vor Kurzem, noch nie eine etablierte Demokratie zusammen-
gebrochen.3 Auch Politologen, die niemals das »Ende der Ge-
schichte« verkünden würden, hielten es deshalb für abstrus, sich 
über die Zukunft der deutschen Demokratie Sorgen zu machen.

Von der beispiellosen Stabilität wohlhabender Demokratien 
tief beeindruckt, begannen Politikwissenschaftler die Nach-
kriegsgeschichte vieler Länder als einen Prozess der »demokrati-
schen Konsolidierung« zu begreifen.4 Zum Erhalt einer dauer-
haften Demokratie musste ein Land ein hohes Maß an Wohlstand 
und Bildung erreichen. Es musste eine lebendige Zivilgesellschaft 
aufbauen und die Neutralität von wichtigen staatlichen Institu
tionen wie der Justiz sicherstellen. Die maßgeblichen politischen 
Kräfte mussten akzeptieren, dass die Politik von den Wählern, 
und nicht etwa von der Macht der Waffen oder der Fülle der 
Brieftaschen, bestimmt wird. Diese Etappen zu erreichen erwies 
sich häufig als schwierig. Der Aufbau einer Demokratie war keine 
leichte Aufgabe. Doch dafür winkte ein so kostbarer wie dauer-
hafter Preis: Wenn ein Land erst einmal die zentralen Richtwerte 
der Demokratie erreicht hatte, dann war sein politisches System 
angeblich auf alle Zeiten gesichert.

Die demokratische Konsolidierung war laut dieser Vorstel-
lung eine Einbahnstraße. War die Demokratie erst einmal, wie es 
Juan J. Linz und Alfred Stepan in einer berühmten Formulierung 
ausdrückten, »the only game in town« – also die Grundregel, 
nach der sich alle politischen Kräfte richteten –, so hielt sie sich 
auf Dauer. Die außergewöhnliche Phase des Ringens um die De-
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mokratie wich dann den gewöhnlichen politischen Debatten, die 
eine stabile Demokratie kennzeichnen.

Die meisten Politologen waren sich ihrer Sache so sicher, dass 
sie kaum darüber nachdachten, unter welchen Bedingungen sich 
die demokratische Konsolidierung verkehren könnte. Aber in 
Anbetracht der letzten Jahre wachsen nun die Zweifel an diesem 
blinden Vertrauen in die Zukunft der Demokratie.

Noch vor einem Vierteljahrhundert waren die meisten Bürger 
sehr zufrieden mit ihrer Regierung und gaben ihren Institutio-
nen hohe Zustimmungswerte; jetzt sind sie so desillusioniert wie 
nie zuvor. Noch vor einem Vierteljahrhundert legten die meisten 
Bürger großen Wert darauf, in einer liberalen Demokratie zu le-
ben, und lehnten autoritäre Alternativen zu ihrem Regierungs-
system strikt ab; nun stehen sie der Demokratie zunehmend 
feindlich gegenüber. Und noch vor einem Vierteljahrhundert 
einte selbst politische Kontrahenten der Respekt vor den Spiel
regeln der Demokratie; inzwischen haben radikale Politiker, die 
fundamentale Normen der liberalen Demokratie mit Füßen tre-
ten, beträchtlichen Einfluss gewonnen.5

Ein paar Beispiele aus meiner eigenen Forschung zeigen, wie 
tief das Problem greift: Über zwei Drittel der vor 1950 geborenen 
Amerikaner halten es für außerordentlich wichtig, in einer De-
mokratie zu leben; unter Amerikanern, die nach 1980 geboren 
wurden, ist es weniger als ein Drittel. Die schwindende Loyalität 
zur Demokratie macht die Amerikaner selbst für unverhohlen 
autoritäre Alternativen zur Demokratie offener. Noch vor zwan-
zig Jahren hielt beispielsweise einer von sechzehn Amerikanern 
ein Militärregime für ein gutes Regierungssystem; heute würde 
es jeder sechste begrüßen, wenn die Armee die Macht über-
nimmt.

Diese Veränderungen finden keineswegs nur in den Vereinig-
ten Staaten statt. So befürwortete vor zwanzig Jahren jeder sechs-
te Deutsche einen starken Anführer, »der sich nicht um Wahlen 
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oder Parlamente kümmern muss«; heute sehnt sich jeder dritte 
Deutsche nach einer solchen Heilsfigur. In Frankreich und 
Großbritannien tut dies sogar jeder Zweite.

Unter diesen radikal veränderten Umständen wäre es töricht, 
davon auszugehen, dass die Stabilität der Demokratie dauerhaft 
gegeben ist. Die erste große Annahme der Nachkriegsära – die 
Vorstellung, dass die Demokratie in wohlhabenden Ländern, in 
denen die Regierung bereits mehrmals durch freie und faire 
Wahlen abgewählt worden ist, auf absehbare Zeit stabil bleibt – 
entpuppt sich als Wunschdenken.

Da sich die erste große Annahme unserer politischen Vorstel-
lungswelt als wackelig herausgestellt hat, haben wir umso mehr 
Grund, auch die zweite genauer unter die Lupe zu nehmen.

Liberalismus und Demokratie, so haben wir lange gedacht, 
bilden eine unzertrennliche Einheit. Und das nicht nur, weil wir 
sowohl den Willen des Volkes als auch die Herrschaft der Geset-
ze, sowohl die Wahlfreiheit als auch die Rechte des Einzelnen als 
wichtig ansehen. Sondern vielmehr, weil beide Komponenten 
unseres politischen Systems sich gegenseitig schützen und be-
dingen.

Die Befürchtung, dass die liberale Demokratie nicht überle-
ben kann, wenn eines ihrer Elemente aufgegeben wird, ist durch-
aus berechtigt. Nur ein System, in dem das Volk das Sagen hat, 
kann sicherstellen, dass die Reichen und Mächtigen die Rechte 
der Schwachen nicht mit Füßen treten. Auch im Umkehrschluss 
gilt: Nur ein System, in dem die Rechte unbeliebter Minderhei-
ten geschützt werden und die Presse ungehindert Kritik an der 
Regierung üben darf, kann sicherstellen, dass das Volk die Regie-
rung auch wirklich aus dem Amt jagen kann. Der Rechtsstaat 
und der Volkswille, so scheint man hieraus zu folgern, gehören 
zusammen wie Brot und Butter – oder Twitter und Trump.

Doch aus der Tatsache, dass ein funktionierendes System so-



14 Einleitung

wohl den Liberalismus als auch die Demokratie benötigt, folgt 
noch lange nicht, dass ein System mit diesen beiden Elementen 
notwendigerweise stabil ist. Im Gegenteil: Gerade weil Liberalis-
mus und Demokratie voneinander abhängig sind, schlagen sich 
Probleme in einem Bereich unserer Politik so schnell auf andere 
Bereiche nieder. Und so läuft eine Demokratie ohne Rechte im-
mer Gefahr, zu dem zu verkommen, was die Vordenker der mo-
dernen Demokratie am meisten fürchteten: die Tyrannei der 
Mehrheit. Genauso verspricht ein Land, in dem die Rechte der 
Bürger einstweilen respektiert werden, der Volkswille aber allzu 
oft ignoriert wird, keineswegs stabil zu sein: Ist das politische 
System einmal zur Spielwiese von Milliardären oder Technokra-
ten geworden, wird die Versuchung, das Volk von wichtigen Ent-
scheidungen auszuschließen, stetig wachsen.

Ein solches Auseinanderklaffen von Liberalismus und Demo-
kratie ist genau das, was wir gerade erleben  – und die Folgen 
könnten dramatisch sein.

Die Populisten, die derzeit auf beiden Seiten des Atlantiks große 
Erfolge feiern, unterscheiden sich sowohl im Stil als auch im In-
halt gewaltig voneinander.

Und so ist die Versuchung groß, Donald Trump als ein spezi-
fisch amerikanisches Phänomen abzutun. Von seinem dreisten 
Auftreten bis zu seinem ständigen Prahlen ist Trump ein wan-
delndes Zerrbild des amerikanischen Charakters, ganz so, als 
wäre er der Zeichenfeder eines Karikaturisten entsprungen, der 
für ein sowjetisches Propagandaministerium den Erzfeind lä-
cherlich zu machen hat. Und in mancher Hinsicht ist Trump tat-
sächlich sehr amerikanisch. Wenn er ständig seine Erfolge als 
Geschäftsmann herausstreicht, dann tut er dies, weil Unterneh-
mer in Amerika ein hohes Ansehen genießen. Auch die Themen 
seiner Tiraden sind durch den amerikanischen Kontext geprägt; 
Befürchtungen, dass die liberalen Eliten heimlich Pläne schmie-
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den, den Bürgern ihre Schusswaffen wegzunehmen, würden in 
Europa nur Kopfschütteln hervorrufen.

Dennoch kann die Bedrohung, die Trump darstellt, nur in ei-
nem viel weiteren Kontext verstanden werden: dem der Rechts-
populisten, die von Athen bis Ankara, von Sydney bis Stockholm 
und von Warschau bis Wellington in fast jeder größeren Demo-
kratie auf dem Vormarsch sind. Bei allen offensichtlichen Diffe-
renzen sind diese Bewegungen doch durch tief greifende Ge-
meinsamkeiten verbunden – und bringen das politische System 
dadurch auf überraschend ähnliche Weise in Gefahr.

Donald Trump in den Vereinigten Staaten, Nigel Farage in 
Großbritannien, Marine Le Pen in Frankreich und Alice Weidel 
in Deutschland, sie alle behaupten, dass die dringendsten Pro
bleme unserer Zeit viel einfacher zu lösen sind, als das politische 
Establishment uns glauben machen will. Sie alle beteuern, dass 
die große Masse der einfachen Leute genau weiß, was zu tun ist. 
Vor allem aber betrachten sie alle die Politik als ein denkbar ein-
faches Spiel: Könnte sich der Wille des Volkes nur ungehindert 
Bahn brechen, würden sich die Gründe für die politische Unzu-
friedenheit rasch in Luft auflösen. Ganz im Sinne von »Make 
America Great Again« wären die Vereinigten Staaten – und wäre 
Großbritannien und Deutschland und Frankreich – endlich wie-
der ein großartiges Land.

Die Behauptung, dass sich unsere Probleme ganz leicht lösen 
lassen, wirft sogleich eine zweite Frage auf: Warum hat die poli-
tische Klasse diese Probleme bisher nicht gelöst? Da die Populis-
ten nicht zugeben können, dass die wirkliche Welt eben doch 
kompliziert ist – und dass Politiker, die für echte Probleme keine 
Lösungen finden, trotzdem die besten Absichten haben mö-
gen –, müssen sie einen Sündenbock ausfindig machen.

Der vermeintliche Übeltäter findet sich oft im Ausland. So ist 
es nur logisch, dass Trump China für Amerikas wirtschaftliche 
Probleme verantwortlich macht. Es sollte auch nicht weiter über-
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raschen, dass er bewusst Ängste schürt, indem er behauptet, die 
Vereinigten Staaten würden von Vergewaltigern (Mexikanern) 
und Terroristen (Muslimen) überrannt.

Europäische Populisten sehen ihre Feinde anderswo und 
machen ihrem Unmut meist etwas vorsichtiger Luft. Aber ihren 
Äußerungen liegt letztlich dieselbe Logik zugrunde. Le Pen 
und Farage, Weidel und Gauland sind sich im Grunde mit 
Trump darüber einig, dass Außenstehende – ob nun muslimi-
sche Schmarotzer oder syrische Sexualstraftäter – die Schuld da-
ran tragen, wenn die Einkommen des kleinen Mannes stagnie-
ren und unsere Straßen nicht mehr sicher sind. Und wie Trump 
geben sie dem politischen Establishment – von Brüsseler Büro
kraten bis zur Berliner Lügenpresse  – die Schuld für all ihre 
Fehlschläge. Die Regierenden in ihrer jeweiligen Hauptstadt, so 
behaupten Populisten jeglicher Couleur, verfolgen sowieso nur 
ihre eigenen Interessen oder stecken mit den Feinden der Na
tion unter einer Decke. Etablierte Politiker, so sagen sie, haben 
eine perverse Vorliebe für kulturelle Vielfalt. Oder sie halten 
heimlich zu den Feinden des Landes. Oder – die einfachste Er-
klärung von allen – sie sind selbst Ausländer oder Muslime oder 
gar beides.

Diese Weltsicht nährt zwei politische Sehnsüchte, und die 
meisten Populisten sind klug genug, beide nach Vermögen aus-
zuschlachten. Erstens müsse ein ehrlicher Anführer – also einer, 
der den unverfälschten Blick des Volkes teilt und dazu bereit ist, 
dessen Interessen ohne Rücksicht auf Verluste zu vertreten – ins 
höchste Amt gewählt werden. Und zweitens müsse dieser ehrli-
che Anführer, sobald er einmal am Ruder ist, alle institutionellen 
Hindernisse, die ihn davon abhalten, den reinen Willen des Vol-
kes in die Tat umzusetzen, zur Seite schaffen.

Wenn es nach den Populisten geht, ist jeglicher Kompromiss 
mit Minderheiten ein Akt der Korruption. Der Wille der Mehr-
heit, so fordern sie, darf uneingeschränkt schalten und walten. In 



17﻿»Losing our I  llusions

diesem Sinne sind die Populisten zutiefst demokratisch: Viel in-
brünstiger als traditionelle Politiker glauben sie an die Herr-
schaft des Volkes.

Zugleich sind Populisten aber zutiefst illiberal. Denn eine li-
berale Demokratie zeichnet sich durch die Gewaltenteilung aus: 
Diese soll zwischen den Interessen verschiedener Bevölkerungs-
gruppen vermitteln und gleichzeitig verhindern, dass eine Per-
son oder eine Partei zu viel Macht anhäuft. Populisten dagegen 
erklären offen, dass es sowohl für die Gerichte als auch für die 
Opposition, sowohl für die Medien als auch für die Behörden 
illegitim sei, die wahre Stimme des Volkes zu dämpfen.

Es mag alarmistisch klingen, sich davor zu sorgen, dass populis-
tische Parteien wie die AfD die freiheitlich-demokratische Ord-
nung untergraben könnten, falls sie jemals an die Macht kom-
men. Aber es gibt dafür zahlreiche Präzedenzfälle. Denn in Län-
dern wie Polen und der Türkei sitzen illiberale Populisten bereits 
im Amt. In beiden Ländern haben sie ihre Macht mit verblüffend 
ähnlichen Maßnahmen konsolidiert: Sie haben die Spannungen 
mit vermeintlichen Feinden im In- und Ausland verschärft, Ge-
richte und Wahlkommissionen mit ihren Anhängern besetzt 
und die Kontrolle über die Medien übernommen.

Oder nehmen wir Ungarn. Die liberale Demokratie war dort 
natürlich ein deutlich jüngeres – und viel zarteres – Gewächs als 
in Deutschland oder Schweden. Und doch waren Politologen in 
den 1990er-Jahren überaus zuversichtlich, dass sie dort auf einen 
nahrhaften Boden treffen würde. Denn Ungarn verfügte über 
sämtliche Eigenschaften, die der Theorie zufolge einen Übergang 
zur Demokratie begünstigten: Das Land hatte in der Vergangen-
heit schon Erfahrung mit demokratischer Herrschaft gesammelt; 
sein totalitäres Erbe war gemäßigter als jenes vieler anderer ost-
europäischer Länder; die alten kommunistischen Eliten hatten 
sich nach ausgiebigen Verhandlungen mit dem neuen Regime 
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abgefunden; und das Land grenzte an mehrere stabile Demokra-
tien. Die Chancen für eine Konsolidierung der Demokratie stan-
den gut, in der Sprache der Sozialwissenschaft war Ungarn ein 
»most likely case«6: Wenn die Demokratie es dort nicht schaffen 
sollte, würde sie auch in anderen postkommunistischen Ländern 
nur schwer Wurzeln schlagen.

Diese zuversichtliche Prognose schien sich alsbald zu bestäti-
gen. Ungarn verzeichnete ein schnelles Wirtschaftswachstum. 
Eine, zwei, drei Regierungen wurden friedlich abgewählt. Eine 
lebendige Zivilgesellschaft blühte auf – kritische Medien, starke 
NGOs und eine der besten Universitäten in Mitteleuropa einge-
schlossen. Die ungarische Demokratie schien sich zu konsolidie-
ren.7

Dann fingen die Probleme an. Viele Ungarn hatten das Ge-
fühl, zu wenig vom Wirtschaftswachstum zu profitieren. Sie sa-
hen ihre Identität von der Masseneinwanderung – die in der Ge-
genwart ironischerweise noch gar nicht stattfand – bedroht. Als 
die herrschende Mitte-links-Partei von einem heftigen Korrup
tionsskandal erschüttert wurde, eskalierte diese Unzufrieden-
heit und wandelte sich zu unverhüllter Wut auf die etablierten 
Parteien. Bei Parlamentswahlen im April 2010 bescherten die 
ungarischen Wähler Fidesz, der Partei von Viktor Orbán, eine 
überwältigende Mehrheit.

Einmal im Amt, machte Orbán sich systematisch daran, seine 
Herrschaft abzusichern. Er berief loyale Gefolgsleute in die Füh-
rungsetagen des staatlichen Fernsehsenders, der Wahlkommissi-
on und des Verfassungsgerichts. Er änderte das Wahlsystem zu 
seinen Gunsten, schikanierte ausländische Unternehmen, füllte 
die Taschen seiner Anhänger, drangsalierte NGOs und versuchte 
gar, die Central European University zu schließen.8

Der Rubikon wurde nicht am helllichten Tage überschritten. 
Es gab nicht den einen, definitiven Schritt, der augenscheinlich 
die Zerstörung der alten politischen Normen bedeutet hätte. 
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Jede einzelne von Orbáns Maßnahmen ließ sich auf die eine oder 
andere Weise rechtfertigen. Doch nimmt man sie alle zusam-
men, schält sich unverkennbar ein ernüchterndes Ergebnis her-
aus: Ungarn ist keine liberale Demokratie mehr.

Aber was ist Ungarn dann?
Orbán hat diese Frage immer klarer beantwortet. Zunächst 

stellte er sich als treuer Demokrat mit konservativen Werten dar. 
Inzwischen verkündet er seine Feindschaft zur liberalen Demo-
kratie laut und deutlich. Demokratie, so sein Credo, sollte nicht 
liberal, sondern hierarchisch sein. Unter seiner Führung, so sag-
te er kürzlich, verwandele sich Ungarn in einen »illiberalen, auf 
nationale Grundlagen gestellten Staat«.9

Dies ist eine viel treffendere Beschreibung seines Unterfan-
gens, als sie den meisten Beobachtern gelungen ist. Diese tendie-
ren dazu, Orbán pauschal als undemokratisch zu brandmarken. 
Ihre Sorgen, dass seine illiberalen Reformen es ihm am Ende er-
möglichen werden, den Willen des Volkes zu missachten, sind 
durchaus berechtigt. Und doch ist es ein Fehler zu denken, dass 
alle Demokratien von Natur aus liberal seien oder Ähnlichkeit 
mit unseren derzeitigen politischen Institutionen haben müss-
ten.

Eine hierarchische Demokratie erlaubt es einem gewählten 
Regierungschef, den Willen des Volkes (zumindest so, wie er 
selbst ihn interpretiert) umzusetzen, ohne Zugeständnisse an die 
Rechte und Interessen von Minderheiten machen zu müssen. 
Der Anspruch, dass dies demokratisch sei, muss nicht unbedingt 
verlogen sein. In diesem neuartigen politischen System steht der 
Wille des Volkes (zumindest anfangs) tatsächlich an oberster 
Stelle. Was es von einer liberalen Demokratie, wie wir sie ken-
nen, unterscheidet, ist nicht der Mangel an Demokratie – son-
dern der Mangel an Respekt für unabhängige Institutionen und 
die Rechte des Einzelnen.
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Der Aufstieg der illiberalen Demokratie, oder der »Demokratie 
ohne Rechte«, ist nur eine Seite der rapiden politischen Um
wälzungen in den ersten Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts. Denn 
während die Bürger zunehmend an liberalen Institutionen und 
Gepflogenheiten zweifeln, versuchen die politischen Eliten im-
mer stärker, sich von diesem wachsenden Unmut abzuschotten. 
Sie erklären beharrlich, die Welt sei eben kompliziert – und sie 
hätten in harter Arbeit die richtigen Antworten ausfindig 
gemacht. Wenn widerspenstige Bürger also so undankbar sind, 
ihren klugen Rat auszuschlagen, dann muss man sie halt beleh-
ren, ignorieren oder fügsam machen.

Nie kam diese Haltung so offen zum Ausdruck wie in den frü-
hen Morgenstunden des 13. Juli 2015. Die im Jahr 2007 einset-
zende Weltwirtschaftskrise hatte in Griechenland zu einem Berg 
von Schulden geführt. Den meisten Ökonomen war klar, dass 
das Land niemals in der Lage sein würde, sämtliche Kredite zu-
rückzuzahlen – und sie stimmten auch weitgehend darin über-
ein, dass eine Austeritätspolitik der schwer angeschlagenen 
Wirtschaft Griechenlands nur weiteren Schaden zufügen konn-
te.10 Doch wenn die Europäische Union Griechenland nun zuge-
stehen würde, die Zahlungen einzustellen, bestünde die Gefahr, 
dass bald wesentlich größere Länder wie Spanien oder Italien 
diesem Beispiel folgen würden. Und so beschlossen die Techno-
kraten in Brüssel, dass die Griechen leiden mussten, um das 
Überleben des europäischen Währungssystems zu sichern. (Dies 
bedeutet übrigens nicht, dass die griechische Regierung schuld-
los gewesen wäre. Der mangelnde Wille zu Reformen war tat-
sächlich ein großes Problem, und ich verstehe sogar, warum 
manche deutsche Politiker Griechenland schlicht aus dem Euro 
ausstoßen wollten. Aber die Mittellösung, die sie letztlich an-
strebten, hatte das voraussehbare Resultat, die griechische Wirt-
schaft auf Jahrzehnte zu schwächen.)

Da ihnen kaum Alternativen offenstanden, beugten sich 
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wechselnde griechische Regierungen dem Willen von Brüssel. 
Doch als die Wirtschaft von Jahr zu Jahr weiter schrumpfte und 
die Jugendarbeitslosigkeit auf über 50 Prozent kletterte,11 setzten 
die verzweifelten Wähler schließlich ihre Hoffnungen auf Alexis 
Tsipras, einen jungen, populistischen Politiker, der vollmundig 
versprach, die Sparpolitik seiner Vorgänger zu beenden.

Gleich nach Amtsantritt machte sich Tsipras daran, ein neues 
Schuldenabkommen mit Griechenlands Gläubigern auszuhan-
deln. Aber es stellte sich schnell heraus, dass die sogenannte 
»Troika« – also die Europäische Kommission, die Europäische 
Zentralbank und der Internationale Währungsfonds – unerbitt-
lich war. Griechenland musste sich entweder mit seiner Verar-
mung abfinden oder in Konkurs gehen und die Eurozone verlas-
sen. Und so blieben Tsipras im Sommer 2015, als ein Hilfspaket 
mit harten Auflagen auf dem Tisch lag, nur zwei Möglichkeiten: 
vor den Forderungen der Technokraten zu kapitulieren oder 
Griechenland ins wirtschaftliche Chaos zu führen.

Angesichts einer solch folgenschweren Entscheidung tat 
Tsipras das, was in einem System, in dem das Volk angeblich 
schaltet und waltet, eigentlich einleuchtend erscheinen könnte: 
Er rief eine Volksabstimmung aus. Die Kritik kam prompt, und 
sie war heftig. Politiker in ganz Europa geißelten das Referen
dum als unverantwortlich. Angela Merkel erklärte, die Troika 
habe ein »außerordentlich großzügiges« Angebot gemacht. Die 
Medien fielen über Tsipras’ Entscheidung her.12

So ging Griechenland am 5. Juli 2015 in aufgewühlter Stim-
mung zu den Urnen. Das Ergebnis war eine klare Niederlage für 
die technokratischen Eliten Europas. Trotz der düsteren War-
nungen vor einem drohenden Desaster waren die Wähler nicht 
bereit, ihren Stolz hinunterzuschlucken. Sie lehnten das Angebot 
der Troika ab.

Durch diesen klaren Ausdruck des Volkswillens gestärkt, 
kehrte Tsipras an den Verhandlungstisch zurück. Er schien da-
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von auszugehen, dass die Troika Griechenland nun auf halbem 
Wege entgegenkommen müsse. Stattdessen war das ursprüng
liche Angebot plötzlich vom Tisch  – und der neue Vorschlag 
enthielt noch härtere Auflagen.13

Während Griechenland am Rand der Zahlungsunfähigkeit 
dümpelte, versammelte sich die politische Elite Europas in Brüs-
sel zu einem Verhandlungsmarathon hinter verschlossenen Tü-
ren. Als Tsipras in den frühen Morgenstunden des 13. Juli mit 
geröteten Augen und fahlem Gesicht vor die Kameras trat, war 
schnell klar, dass die Nacht mit seiner Kapitulation geendet hat-
te. Wenig mehr als eine Woche nachdem sein Volk auf sein An-
treiben hin das unpopuläre Hilfsabkommen abgelehnt hatte, un-
terzeichnete Tsipras eine viel härtere Übereinkunft. Die Techno-
kratie hatte doch noch gesiegt.

Die Eurozone bietet ein extremes Beispiel für ein politisches 
System, in dem die Menschen das Gefühl haben, immer weniger 
mitreden zu können.14 Aber eine Ausnahme ist sie keineswegs. 
Unbeachtet von den meisten Politologen hat sich in Nordameri-
ka und Westeuropa eine Spielart des undemokratischen Libera-
lismus ausgebreitet: In diesem Regierungssystem werden rechts-
staatliche Normen (zumindest meistens) penibel eingehalten 
und die Rechte von Einzelnen (jedenfalls in der Regel) respek-
tiert. Trotzdem haben die Wähler seit Langem das Gefühl, dass 
ihr Denken auf das Tun des Staates kaum mehr Einfluss hat.

Ganz falsch liegen sie mit dieser Einschätzung nicht.

Einerseits der Aufstieg der Populisten in Ungarn, andererseits 
die Herrschaft der Technokraten über Griechenland – auf den 
ersten Blick wirkt das wie ein Gegensatz. In einem Fall hat der 
Wille des Volkes unabhängige Institutionen beiseitegefegt, die 
eigentlich die Herrschaft des Gesetzes und die Rechte von Min-
derheiten hätten schützen sollen. Im anderen Fall haben sich die 
Kräfte des Marktes und die Überzeugungen der Technokraten 
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über den Willen des Volkes hinweggesetzt. Und doch sind Un-
garn und Griechenland nur zwei Seiten ein und derselben Me-
daille.

In Demokratien rund um die Welt vollziehen sich zwei schein-
bar gegensätzliche Entwicklungen. Einerseits werden die Ein-
stellungen der Menschen zunehmend illiberal: Die Wähler ver-
lieren die Geduld mit unabhängigen Institutionen und sind im-
mer weniger bereit, die Rechte von ethnischen und religiösen 
Minderheiten zu akzeptieren. Andererseits gewinnen Eliten im-
mer mehr Kontrolle über das politische System und schotten es 
Zug um Zug von der öffentlichen Meinung ab: Weniger denn je 
sind die Mächtigen dazu bereit, dem Willen des Volkes nachzu-
geben. Gerade deshalb geraten Liberalismus und Demokratie, 
die beiden Grundelemente unseres politischen Systems, stärker 
und stärker miteinander in Konflikt.

Der Wissenschaft ist längst bekannt, dass Liberalismus und 
Demokratie zu gewissen Zeiten auch unabhängig voneinander 
bestehen konnten. So erlebte Preußen im 18. Jahrhundert eine 
relativ liberale Regierung unter einem absoluten Monarchen, der 
(einige) Rechte seiner Untertanen respektierte und (in gewissen 
Grenzen) Meinungsfreiheit gewährte.15 Umgekehrt war die de-
mokratische Volksversammlung im antiken Athen extrem illibe-
ral: Sie schickte in Ungnade gefallene Staatsmänner ins Exil, ließ 
kritische Philosophen hinrichten und zensierte so ziemlich alles, 
von politischen Reden bis hin zu Partituren.16

Dennoch betrachteten die meisten Politikwissenschaftler 
Liberalismus und Demokratie als komplementär. Sie wussten 
zwar durchaus, dass die Rechte des Einzelnen und der Wille des 
Volkes nicht immer miteinander im Einklang stehen, hielten je-
doch an der Überzeugung fest, dass sie es grundsätzlich tun soll-
ten; wo Liberalismus und Demokratie zusammenkommen, so 
die vorherrschende Annahme, gehen sie eine besonders stabile, 
widerstandsfähige und stimmige Verbindung ein.
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Jetzt aber, da die öffentliche Meinung zunehmend illiberal ist 
und die Präferenzen der Eliten ins Undemokratische neigen, ge-
raten Liberalismus und Demokratie auf Kollisionskurs. Die libe-
rale Demokratie – diese einzigartige Mischung aus den Rechten 
des Individuums und dem Willen des Volkes – zerfällt. An ihrer 
Stelle erleben wir den Aufstieg der illiberalen Demokratie, einer 
Demokratie ohne Rechte, und des undemokratischen Liberalis-
mus, von Rechten ohne Demokratie.

          

Es war einmal ein sehr glückliches Huhn. Jeden Tag kam der 
Bauer und fütterte es. Jeden Tag wurde das Huhn ein wenig grö-
ßer, ein wenig fetter und ein wenig selbstgefälliger. Die anderen 
Tiere auf dem Bauernhof versuchten, das Huhn zu warnen. »Du 
gehst in dein Verderben«, sagten sie. »Der Bauer will dich nur 
ordentlich mästen.«

Doch das Huhn wollte von alldem nichts hören. Sein ganzes 
Leben lang war der Bauer jeden Tag gekommen, hatte es gefüt-
tert und mit ein paar aufmunternden Worten bedacht. Warum 
sollte sich daran plötzlich etwas ändern?

Doch es kam, wie es kommen musste: »Der Mann, der das 
Hühnchen dessen ganzes Leben hindurch gefüttert hat«, schreibt 
Bertrand Russell in seiner trockenen Manier, »dreht ihm schließ-
lich den Hals um.«17 Solange das Huhn noch jung und mager 
war, bemühte sich der Bauer, es fett zu machen; als es fett genug 
für den Markt war, war es an der Zeit, es zu töten.

Mit seiner makabren Fabel will Russell uns davor warnen, all-
zu leichtfertige Annahmen zu treffen: Wenn wir nicht verstehen, 
was die Dinge in der Vergangenheit angetrieben hat, so zeigt uns 
das Schicksal des sorglosen Huhns, dann können wir auch nicht 
mit Sicherheit sagen, wie sie sich in der Zukunft entwickeln wer-
den. Wollen wir eine fundierte Vermutung über die Zukunft der 
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Demokratie wagen, müssen wir uns also die »Hühnerfrage« stel-
len: Beruhte die langjährige Stabilität der Demokratie vielleicht 
auf einer Konstellation, die heute so nicht mehr gegeben ist?

Die Antwort könnte sehr wohl Ja lauten.
Denn tatsächlich wirkten seit Anbeginn der Demokratie min-

destens drei wichtige Faktoren, die heute so nicht mehr gelten. 
Während des gesamten Zeitalters der demokratischen Stabilität 
erlebten die meisten Bürger einen raschen Anstieg ihres Lebens-
standards. So verdoppelte sich beispielsweise von 1935 bis 1960 
das Einkommen des amerikanischen Durchschnittshaushalts. 
Von 1960 bis 1985 verdoppelte es sich noch einmal. Seit 1985 hat 
es sich dagegen kaum verändert. In Deutschland ist der Kontrast 
zwischen den goldenen Nachkriegsjahren und den Enttäuschun-
gen der letzten Jahre weniger frappierend. Aber auch hierzulan-
de können sich die meisten Bürger nicht mehr über die rapiden 
wirtschaftlichen Zuwächse freuen, an die sie sich in den Jahren 
des Wirtschaftswunders gewöhnt hatten.

Dies hat auf beiden Seiten des Atlantiks einen radikalen Wan-
del eingeleitet: Die meisten Bürger haben Politiker nie besonders 
geschätzt. Und doch haben sie im Großen und Ganzen darauf 
vertraut, dass Politiker ihre Versprechen nach bestem Können 
und Vermögen einhalten. Dieses Vertrauen und der damit ein-
hergehende Optimismus sind heute geschwunden. Viele Bürger 
machen sich inzwischen große Sorgen um ihre Zukunft und be-
trachten die Politik deshalb immer mehr als Nullsummenspiel – 
eines, in dem jeder Gewinn für Migranten oder ethnische Min-
derheiten auf ihre Kosten geht.

Ein zweiter Unterschied zwischen der stabilen Vergangenheit 
und der zunehmend chaotischen Gegenwart verschärft diese 
Entwicklung noch. Bis vor Kurzem war eine ethnische Gruppe 
klar tonangebend. In den Vereinigten Staaten und Kanada 
herrschte seit jeher eine klare Hierarchie, die den Weißen zahl
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lose Privilegien sicherte. In Westeuropa ging diese Dominanz in 
mancher Hinsicht sogar noch weiter. In Ländern wie Deutsch-
land oder Schweden war das Selbstverständnis der Nation mit 
der Vorstellung einer gemeinsamen Abstammung verbunden. 
Einwanderer und deren Nachkommen wurden deshalb nicht 
wirklich als vollgültige Mitglieder angesehen. Im schlimmsten 
Fall waren sie »scheiß Ausländer«, die das Land überfremden, 
im besten Fall »Gastarbeiter«, die man zwar zu tolerieren hatte, 
aber nie als echte Deutsche anerkannte. Das Funktionieren der 
Demokratie hing also möglicherweise viel stärker, als gemeinhin 
eingestanden wird, von dieser Homogenität ab.

Jahrzehnte der Masseneinwanderung haben die Gesellschaf-
ten radikal verändert. In Nordamerika verlangen Mitglieder von 
ethnischen und religiösen Minderheiten, endlich gleichwertig 
behandelt zu werden. In Westeuropa fordern Migranten und 
ihre Nachkommen, endlich als echte Deutsche oder Schweden 
angesehen zu werden. Aber während ein Teil der Bevölkerung 
diesen Wandel akzeptiert oder sogar begrüßt, fühlt sich ein an-
derer Teil durch diese Veränderungen bedroht. Die Folge ist eine 
gefährliche und weitverbreitete Rebellion gegen den ethnischen 
und kulturellen Pluralismus.

Eine letzte Veränderung hat innerhalb weniger Jahrzehnte 
den gesamten Erdball erobert: Bis vor Kurzem war es einer klei-
nen politischen und finanziellen Elite vorbehalten, mit der Mas-
se zu kommunizieren. Die meisten Bürger konnten es sich nicht 
leisten, eine Zeitung drucken zu lassen, einen Radiosender zu 
betreiben oder eine Fernsehanstalt zu eröffnen. Dies ermöglichte 
es dem politischen Establishment, extreme Ansichten an den 
Rand zu drängen. Trotz aller Unterschiede zwischen linken und 
rechten Parteien lag der Politik ein breiter Konsens zugrunde.

In den letzten 25 Jahren hat sich diese Machtbalance durch 
das Internet und die sozialen Medien rasant verschoben. Heute 
ist jeder Bürger in der Lage, Informationen blitzschnell mit Mil-
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lionen von Menschen zu teilen. Es ist viel billiger geworden, sich 
politisch zu verdrahten. Die technologische Kluft zwischen Zen-
trum und Peripherie hat sich dadurch verkleinert. Auch deshalb 
scheinen die Unruhestifter immer mehr die Oberhand gegen-
über den Kräften der Kontinuität zu gewinnen.

Wir beginnen gerade erst zu verstehen, was die existenzielle Krise 
der liberalen Demokratie verursacht hat; bis wir lernen, wie wir 
sie effektiv bekämpfen können, ist der Weg daher umso weiter. 
Aber wenn wir die Triebkräfte des Populismus ernst nehmen, 
sollten wir erkennen, dass wir an mindestens drei Fronten aktiv 
werden müssen.

Als Erstes müssen wir die Wirtschaftspolitik reformieren, um 
die wachsende Ungleichheit einzudämmen und das langjährige 
Versprechen eines rasch ansteigenden Lebensstandards einzulö-
sen. Eine gleichmäßigere Verteilung des Wirtschaftswachstums 
ist nach dieser Sicht der Dinge nicht nur eine Frage der Gerech-
tigkeit, sie ist vielmehr eine Frage der politischen Stabilität.

Einige Ökonomen meinen, wir könnten Demokratie, Globali-
sierung und den Nationalstaat nicht gleichzeitig haben. Und 
auch unter den Philosophen begrüßen einige den Abschied vom 
Nationalstaat und erträumen hauptsächlich internationale Lö-
sungen für unsere wirtschaftlichen Probleme. Aber dies ist der 
falsche Ansatz. Wenn wir die Demokratie bewahren wollen, 
ohne das emanzipatorische Potenzial der Globalisierung aufzu-
geben, müssen wir es den Nationalstaaten ermöglichen, ihr 
Schicksal wieder in die eigene Hand zu nehmen.

Zweitens müssen wir neu darüber nachdenken, was die Zuge-
hörigkeit zu einem modernen Nationalstaat bedeuten könnte. 
Das Versprechen einer multiethnischen Demokratie, in der Men-
schen jedes Glaubens und jeder Hautfarbe wirklich als gleich an-
gesehen werden, ist nicht verhandelbar. So schwer es Ländern 
mit einem monoethnischen Selbstverständnis auch fallen mag, 
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Neuankömmlinge als vollwertige Mitglieder der Nation zu be-
trachten, eine solche Transformation bleibt die einzig realistische 
Alternative zu Tyrannei und Bürgerkrieg.

Aber das noble Experiment einer multiethnischen Demokra-
tie kann nur dann gelingen, wenn all seine Anhänger in den Vor-
dergrund stellen, was sie eint, anstatt unentwegt zu betonen, was 
sie voneinander trennt. In den letzten Jahren hat eine berechtigte 
Ungeduld mit der andauernden Realität von Rassismus und Dis-
kriminierung insbesondere in den Vereinigten Staaten immer 
mehr Menschen dazu gebracht, die Prinzipien der liberalen De-
mokratie als Heuchelei abzutun – oder die Gesellschaft gar auf 
dem Fundament von Gruppen- anstatt von Einzelrechten auf-
bauen zu wollen. Dies ist sowohl moralisch als auch strategisch 
ein Fehler. Denn nur eine Gesellschaft, in der jeder Bürger seine 
Rechte als Individuum und nicht etwa als Mitglied einer ethni-
schen oder religiösen Gruppe genießt, kann alle ihre Mitglieder 
mit Respekt behandeln.

Schließlich müssen wir lernen, viel besser mit dem transfor-
mativen Einfluss des Internets und der sozialen Medien zurecht-
zukommen. Je mehr Hasskommentare und Falschnachrichten 
sich in den sozialen Netzwerken verbreiten, desto lauter werden 
die Forderungen an den Staat und an die Medienunternehmen, 
als eine Art Zensor zu fungieren. Tatsächlich könnten Facebook 
und Twitter viel unternehmen, um es Nutzern zu erschweren, 
Lügen zu verbreiten oder Hass anzufachen. Aber wenn wir Par-
lamentsabgeordnete und Vorstandsvorsitzende dazu ermächti-
gen, zu entscheiden, wer im Internet was sagen darf, ist es mit 
der Meinungsfreiheit schnell vorbei. Wollen wir das digitale 
Zeitalter mit der Demokratie vereinbar machen, können wir uns 
also nicht darauf beschränken, zu regulieren, was in den sozialen 
Medien gesagt werden darf – sondern müssen gleichzeitig viel 
stärker steuern, wie solche Inhalte aufgenommen werden.

Vor nicht allzu langer Zeit verstanden wir noch, dass die De-
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mokratie ein gewagtes Experiment ist – und stets zu scheitern 
droht. Deshalb setzten wir viel mehr daran, die frohe Kunde der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung zu verbreiten. Schu-
len und Universitäten wussten, dass die Erziehung von mündi-
gen Staatsbürgern ihre wichtigste Aufgabe war. Schriftsteller und 
Wissenschaftler begriffen, dass sie bei der Verteidigung der Vor-
züge der liberalen Demokratie eine entscheidende Rolle spielen 
mussten. Dieses Sendungsbewusstsein ist mit den Jahren ge-
schwunden. Jetzt, da die liberale Demokratie vor existenziellen 
Gefahren steht, ist es höchste Zeit, es wiederzubeleben.

          

Es gibt gewöhnliche Zeiten, in denen die Politik zwar das Leben 
von Millionen Menschen beeinflusst, die Grundzüge der Gesell-
schaft aber nicht infrage stehen. Trotz ihrer tiefen Unterschiede 
akzeptieren politische Kontrahenten die Spielregeln der Demo-
kratie. Sie tragen ihre Differenzen auf der Basis von freien und 
gleichen Wahlen aus, stehen zu den grundsätzlichen Normen 
des politischen Systems und akzeptieren, dass eine Wahlnieder-
lage den politischen Gegner berechtigt, das Land für einige Jahre 
zu regieren.

In solch gewöhnlichen Zeiten wissen die Bürger, dass jeder 
Sieg nur einstweilig ist  – und dass ein verlorenes Scharmützel 
keineswegs das Ende der politischen Schlacht zu bedeuten hat. 
Da sie es in ihrer Macht haben, einen heute verschobenen Fort-
schritt in eine morgen erkämpfte Errungenschaft zu verwandeln, 
sehen sie jeden Rückschlag als Grund, ihre friedliche Überzeu-
gungsarbeit zu verdoppeln.

Doch es gibt auch außergewöhnliche Zeiten – Zeiten also, in 
denen die Grundzüge von Politik und Gesellschaft neu ausge-
handelt werden. In solchen Zeiten sind die Unterschiede zwi-
schen den politischen Kontrahenten so tief und so bitter, dass die 
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Streitigkeiten mit immer härteren Bandagen ausgetragen wer-
den. Die gemeinsamen Spielregeln werden peu à peu aufgekün-
digt. Um einen kleinen Vorteil zu erlangen, sind Politiker auf 
einmal bereit, freie und faire Wahlen zu untergraben, die Grund-
werte des politischen Systems zu missachten und ihre Gegner zu 
verteufeln.

In solch außergewöhnlichen Zeiten nimmt die Politik existen-
zielle Bedeutung an. Stehen die Grundregeln des Systems erst 
einmal infrage, haben Bürger allen Grund zu fürchten, dass ein 
Sieg für den politischen Gegner die Sache für alle Ewigkeit ent-
scheidet; dass eine verlorene Schlacht ausreicht, den gesamten 
Krieg zu beenden; und dass ein heute verschobener Fortschritt 
genügt, das Land zu andauernden Ungerechtigkeiten zu verdam-
men.

Die meisten von uns haben fast nur gewöhnliche Zeiten erlebt.
Als ich in den 1990er-Jahren langsam anfing, mich mit gesell-

schaftlichen Fragen zu beschäftigen, debattierten die Politiker 
über wichtige Themen. Sollte die Barmherzigkeit des Staates da-
von abhängig gemacht werden, ob ein Sozialhilfeempfänger ak-
tiv nach Arbeit sucht?18 Sollten Einwanderer und ihre Kinder die 
deutsche Staatsbürgerschaft erhalten können, ohne den Pass ih-
res Herkunftslands aufzugeben? Sollten Schwule und Lesben 
eine eingetragene Partnerschaft eingehen können?

Die Antworten auf diese Fragen würden, davon war ich über-
zeugt, das Land für die kommenden Jahre stark prägen. Die Zu-
kunft schien weit offen. Auf der einen Seite stand die Vision eines 
toleranten, großzügigen, gastfreundlichen Landes. Auf der ande-
ren Seite stand die Vision einer verschlossenen, stagnierenden, 
rückschrittlichen Republik. Als Mitglied der Jusos verbrachte ich 
viel Zeit damit, für das zu kämpfen, was ich für richtig hielt.

Damals kannte ich die Vereinigten Staaten kaum. Daher wuss-
te ich noch nicht, dass in Amerika noch viel schwerwiegendere 
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Fragen diskutiert wurden. Würden Millionen unversicherte Bür-
ger endlich Zugang zu einer vernünftigen medizinischen Versor-
gung erhalten? Durften Schwule und Lesben, die sich offen zu 
ihrer sexuellen Orientierung bekannten, im Militär dienen? Und 
sollten die Grundelemente des Wohlfahrtsstaats erhalten blei-
ben – oder doch lieber abgeschafft werden?

Die Antworten auf diese Fragen würden das Land noch tiefer 
prägen. Sie würden das Leben von Millionen Menschen besser 
oder schlechter machen, sie zu einem offenen Leben ermuntern 
oder zu Scham und Geheimnistuerei verdammen, ihnen ein 
komfortables Einkommen sichern oder sie in bittere Armut stür-
zen. Welchen Weg das Land wählen würde, war von großer Be-
deutung. Und doch wird im Rückblick klar, dass damals normale 
politische Fragen verhandelt wurden.

Im Gegensatz dazu wird es heute Tag für Tag offensichtlicher, 
dass wir in außergewöhnlichen Zeiten leben – in Zeiten also, in 
denen die Entscheidungen, die wir in den kommenden Jahren 
fällen werden, darüber bestimmen, ob sich unheilvolles Chaos 
Bahn bricht; ob unsägliche Grausamkeit losgetreten wird; und 
ob die liberale Demokratie, ein System, das mehr zur Verbrei-
tung von Frieden und Wohlstand geleistet hat als jedes andere in 
der Geschichte der Menschheit, überleben wird.

Die dramatische Lage, in der wir uns gerade befinden, ist so 
neu und beängstigend, dass sich noch niemand einen echten 
Reim darauf hat machen können. Kleine Stückchen des großen 
Rätsels werden jeden Tag unter dem Mikroskop seziert, in den 
Zeitungen, im Fernsehen, manchmal sogar an der Universität. 
Aber je mehr wir uns mit diesen Schnipseln befassen, desto we-
niger bekommen wir das Gesamtbild in den Blick.

Dieses Manko versuche ich mit diesem Buch zu beheben. Ich 
stelle mir vier Aufgaben, die zugleich simpel und sehr ambitio-
niert sind: Ich zeige zunächst, dass die liberale Demokratie in 
ihre Bestandteile zerfällt, was einerseits der illiberalen Demokra-
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tie und andererseits dem undemokratischen Liberalismus Auf-
trieb gibt. Ich erkläre, warum die tiefe Unzufriedenheit mit un-
serem politischen System eine existenzielle Gefahr für das Über-
leben der liberalen Demokratie bedeutet. Ich erkunde die 
Wurzeln dieser Krise. Und schließlich zeige ich auf, was wir tun 
können, um das zu retten, was an unserer gefährdeten freiheit-
lich-demokratischen Ordnung wertvoll ist.

Es wäre einfach, sich von den Ereignissen der letzten Jahre 
lähmen zu lassen. Aber wir haben das ungeheure Glück, in der 
friedlichsten und wohlhabendsten Ära der Menschheitsge-
schichte zu leben. Obwohl eine bessere Zukunft nicht mehr – wie 
noch vor 15 oder 30 Jahren – selbstverständlich erscheint, sind 
wir weiterhin in der Lage, für sie zu kämpfen.

Deshalb ist es umso erschreckender, dass die Feinde der libe-
ralen Demokratie – von Frau Weidel bis zu Herrn Trump – heut-
zutage oft entschlossener scheinen, unser politisches Schicksal 
zu bestimmen, als ihre Verteidiger. Wollen wir sowohl Frieden 
als auch Wohlstand, sowohl die Rechte des Einzelnen als auch 
die Herrschaft des Volkes bewahren, müssen wir deshalb endlich 
begreifen, dass wir nicht mehr in gewöhnlichen Zeiten leben – 
und alles daransetzen, unsere akut bedrohten Werte zu verteidi-
gen. Dieses Buch versteht sich auch als eine Art Anleitung, wie 
wir dies effektiv, weitsichtig und vor allem leidenschaftlich tun 
können.


